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2 1 7 . Kundmachung: Begünstigter Personenkreis gemäß Abschnitt 17 des Übereinkommens über die Privilegien
und Immunitäten der Vereinten Nationen.

2 1 8 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
2 1 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Pakistan über die

Aufhebung der Sichtvermerkspflicht zwischen Österreich und Pakistan.

217 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. Oktober 1957 über den gemäß Ab-
schnitt 17 des Übereinkommens über die
Privilegien und Immunitäten der Vereinten

Nationen begünstigten Personenkreis.
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen

hat mitgeteilt, daß die im Abschnitt 17 des
Übereinkommens über die Privilegien und Im-
munitäten der Vereinten Nationen (BGBl.
Nr. 126/1957) zitierten Kategorien von Beamten,
auf die die Bestimmungen der Artikel V und VII
des genannten Übereinkommens Anwendung fin-
den, sämtliche Mitglieder des Personals der Ver-
einten Nationen mit Ausnahme der an Ort und
Stelle und gegen Stundenlohn aufgenommenen
Personen umfassen.

Raab

2 1 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 1. Oktober 1957, betreffend die Berich-
tigung von Druckfehlern im Bundesgesetz-

blatt.
Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes

vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt, in der derzeit geltenden Fas-
sung, wird kundgemacht:

Der Notenwechsel zwischen der österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Französischen Republik, betreffend die Auf-

hebung des Paßzwanges zwischen Österreich und
Frankreich, BGBl. Nr. 158/1957, ist wie folgt
zu berichtigen:

1. In Artikel 1 lit. a des französischen Textes
hat es statt „certificat de voyage" richtig „titre
de voyage" zu lauten.

2. In Artikel 4 Abs. 1 und 2. des französischen
Textes hat es statt „en Allemagne Fédérale"
jeweils richtig „dans la République Fédérale
d'Allemagne" zu lauten.

3. In Artikel 4 Abs. 1 des französischen Textes
ist nach „résidence" der Punkt zu streichen und
anzufügen „à moins qu'ils aient l'intention de
faire en France un séjour de plus de trois mois
ou d'y exercer une profession ou une activité
lucrative.".

4. In Artikel 4 Abs. 2 des französischen Textes
ist nach „résidence" der Punkt zu streichen und
anzufügen „à moins qu'ils aient l'intention de
faire en Autriche un séjour de plus de trois mois
ou d'y exercer une profession ou une activité
lucrative.".

5. In Artikel 9 des französischen Textes hat
es statt „et à l'article 3" richtig „ , à l'article 3
et à l'article 4" zu lauten.

6. In Artikel 2 der Übersetzung der fran-
zösischen Note sowie in Artikel 2 der österreichi-
schen Note hat es statt „einreisen:" jeweils richtig
„einreisen und von dort ausreisen:" zu lauten.

Raab

219.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung von Pakistan über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

zwischen Österreich und Pakistan.
(Übersetzung.)

ÖSTERREICHISCHE GESANDTSCHAFT
KARACHI

Zl. 1547-A/57

Karachi, am 16. August 1957.

Herr Generalsekretär,

Die österreichische Gesandtschaft bringt dem
Ministerium für Auswärtige und Commonwealth-
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Angelegenheiten ihre Hochachtung zum Aus-
druck und beehrt sich mitzuteilen, daß die Öster-
reichische Bundesregierung bereit ist, mit der
Regierung von Pakistan ein Abkommen zur
Aufhebung des Sichtvermerkszwanges zwischen
Österreich und Pakistan mit folgendem Inhalt
abzuschließen:

„I. Österreichische Staatsbürger, die, gleich-
gültig von welchem Ort immer, nach Pakistan
als Nichteinwanderer einreisen und die im Be-
sitze eines gültigen österreichischen Reisepasses
sind, sind berechtigt, Pakistan für eine Zeitdauer,
die drei Monate nicht übersteigt, ohne einen
Sichtvermerk erlangen zu müssen, zu besuchen.

II. Pakistanische Staatsbürger, die, gleichgültig
von welchem Ort immer, nach Österreich als
Nichteinwanderer einreisen und die im Besitze
eines gültigen pakistanischen Reisepasses sind,
sind berechtigt, Österreich für eine Zeitdauer,
die drei Monate nicht übersteigt, ohne einen
Sichtvermerk erlangen zu müssen, zu besuchen.

III. Österreichische und pakistanische Staats-
bürger, die nach Pakistan bzw. Österreich ein-
reisen, um einen Aufenthalt, der drei Monate
übersteigt, zu nehmen, müssen im Besitze eines
Sichtvermerkes sein, der gebührenfrei zu ertei-
len ist.

IV. Inhaber von Diplomaten- und Dienst-
pässen, die von den Behörden eines der beiden
Staaten ausgestellt wurden, sind berechtigt, in
Österreich bzw. Pakistan für die Zeitdauer ihrer
offiziellen Mission oder solange es die Art ihrer
amtlichen Aufgaben im anderen Lande erfor-
dert, Aufenthalt zu nehmen. Ebensowenig ist
ein Sichtvermerk für einen weiteren Zeitraum,
der zum Verlassen des Landes nach Beendigung
der offiziellen Mission bzw. nach der Durch-
führung der amtlichen Aufgaben im anderen
Land benötigt wird, erforderlich.

V. Die vorstehenden Bestimmungen berühren
nicht die in Österreich bzw. Pakistan in Kraft
stehenden Einwanderungsgesetze und -Vorschrif-
ten für Ausländer. Sie befreien österreichische
und pakistanische Staatsbürger, die sich nach Pa-
kistan bzw. nach Österreich begeben, nicht davon,
die Gesetze und Vorschriften im betreffenden Land
über die Einreise, über vorübergehenden oder
dauernden Aufenthalt sowie über Beschäftigung
und Berufsausübung von Ausländern zu beach-
ten. Die zuständigen Behörden beider Staaten
behalten sich das Recht vor, Personen, welche
diese Gesetze und Vorschriften nicht beachten
und deren Anwesenheit als Gefährdung der
öffentlichen Ordnung angesehen werden könnte,
die Erlaubnis, einzureisen oder an Land zu gehen,
zu verweigern.

VI. Jede der beiden Regierungen kann dieses
Abkommen vorübergehend aus Gründen der
öffentlichen Ordnung aufheben. Diese vorüber-
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gehende Aufhebung ist sofort der anderen Re-
gierung auf diplomatischem Wege zu notifizieren.

VII. Das gegenständliche Abkommen bleibt
während dreier Monate nach dem Zeitpunkt der
Kündigung durch eine der beiden Regierungen
in Kraft.

VIII. Das Abkommen tritt am ersten Tag des
der Durchführung des Notenwechsels folgenden
Monates in Kraft."

Ist die Regierung von Pakistan mit den vor-
stehenden Bestimmungen einverstanden, so be-
ehrt sich die Gesandtschaft vorzuschlagen, daß
die vorliegende Note und die gleichlautende
Antwortnote des Ministeriums für Auswärtige
und Commonwealth-Angelegenheiten als ein Ab-
kommen angesehen wird.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Eurer Exzel-
lenz den Ausdruck meiner ausgezeichneten und
besonderen Hochachtung zu erneuern.

Dr. Fritz Hartlmayr
außerordentlicher Gesandter und bevollmächtig-

ter Minister Österreichs in Pakistan.

Mr. M. S. A. Baig,
Generalsekretär für Auswärtige Angelegenheiten,
Ministerium für Auswärtige und Commonwealth-
Angelegenheiten,
K a r a c h i .

(Übersetzung.)

MINISTERIUM FÜR AUSWÄRTIGE UND
COMMONWEALTH-ANGELEGENHEITEN

No. PV. 1—12/2/56

Karachi, am 16. August 1957.

Exzellenz,

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Empfang
Ihrer Note vom heutigen Tage, die folgenden
Wortlaut hat, zu bestätigen:

„Herr Generalsekretär,

Die österreichische Gesandtschaft bringt dem
Ministerium für Auswärtige und Common-
wealth-Angelegenheiten ihre Hochachtung
zum Ausdruck und beehrt sich mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung bereit
ist, mit der Regierung von Pakistan ein Ab-
kommen zur Aufhebung des Sichtvermerks-
zwanges zwischen Österreich und Pakistan
mit folgendem Inhalt abzuschließen:

,I. Österreichische Staatsbürger, die, gleich-
gültig von welchem Ort immer, nach Pakistan
als Nichteinwanderer einreisen und die im
Besitze eines gültigen österreichischen Reise-
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passes sind, sind berechtigt, Pakistan für eine
Zeitdauer, die drei Monate nicht übersteigt,
ohne einen Sichtvermerk erlangen zu müssen,
zu besuchen.

II. Pakistanische Staatsbürger, die, gleich-
gültig von welchem Ort immer, nach Öster-
reich als Nichteinwanderer einreisen und die
im Besitze eines gültigen pakistanischen Reise-
passes sind, sind berechtigt, Österreich für eine
Zeitdauer, die drei Monate nicht übersteigt,
ohne einen Sichtvermerk erlangen zu müssen,
zu besuchen.

III. Österreichische und pakistanische Staats-
bürger, die nach Pakistan bzw. Österreich
einreisen, um einen Aufenthalt, der drei Mo-
nate übersteigt, zu nehmen, müssen im Be-
sitze eines Sichtvermerkes sein, der gebühren-
frei zu erteilen ist.

IV. Inhaber von Diplomaten- und Dienst-
pässen, die von den Behörden eines der bei-
den Staaten ausgestellt wurden, sind berech-
tigt, in Österreich bzw. Pakistan für die Zeit-
dauer ihrer offiziellen Mission oder solange
es die Art ihrer amtlichen Aufgaben im ande-
ren Land erfordert, Aufenthalt zu nehmen.
Ebensowenig ist ein Sichtvermerk für einen
weiteren Zeitraum, der zum Verlassen des
Landes nach Beendigung der offiziellen Mis-
sion bzw. nach der Durchführung der amt-
lichen Aufgaben im anderen Land benötigt
wird, erforderlich.

V. Die vorstehenden Bestimmungen be-
rühren nicht die in Österreich bzw. in Pa-
kistan in Kraft stehenden Einwanderungs-
gesetze und -Vorschriften für Ausländer. Sie
befreien österreichische und pakistanische
Staatsbürger, die sich nach Pakistan bzw.
nach Österreich begeben, nicht davon, die
Gesetze und Vorschriften im betreffenden
Land über die Einreise, über vorübergehen-
den oder dauernden Aufenthalt sowie über
Beschäftigung und Berufsausübung von Aus-
ländern zu beachten. Die zuständigen Be-
hörden beider Staaten behalten sich das Recht
vor, Personen, welche diese Gesetze und Vor-
schriften nicht beachten und deren Anwesen-
heit als Gefährdung der öffentlichen Ordnung
angesehen werden könnte, die Erlaubnis, ein-
zureisen oder an Land zu gehen, zu ver-
weigern.

VI. Jede der beiden Regierungen kann
dieses Abkommen vorübergehend aus Grün-
den der öffentlichen Ordnung aufheben. Diese
vorübergehende Aufhebung ist sofort der
anderen Regierung auf diplomatischem Wege
zu notifizieren.

VII. Das gegenständliche Abkommen bleibt
während dreier Monate nach dem Zeitpunkt
der Kündigung durch eine der beiden Regie-
rungen in Kraft.
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VIII. Das Abkommen tritt am ersten Tag
des der Durchführung des Notenwechsels fol-
gende Monates in Kraft.'

Ist die Regierung von Pakistan mit den
vorstehenden Bestimmungen einverstanden,
so beehrt sich die Gesandtschaft vorzuschla-
gen, daß die vorliegende Note und die gleich-
lautende Antwortnote des Ministeriums für
Auswärtige und Commonwealth-Angelegen-
heiten als ein Abkommen angesehen wird."

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die pakistanische Regierung mit den vor-
stehenden Bestimmungen einverstanden ist und
diesen Notenaustausch als Abkommen zwischen
unseren beiden Regierungen betrachtet.

Ich benütze diese Gelegenheit, um Ihnen, Herr
Gesandter, den Ausdruck meiner ausgezeichneten
und besonderen Hochachtung zu erneuern.

M. S. A. Baig
Generalsekretär für Auswärtige Angelegenheiten.

Dr. Fritz Hartlmayr,
außerordentlicher Gesandter
und bevollmächtigter Minister Österreichs
in Pakistan,
Österreichische Gesandtschaft.

Das dem Notenwechsel zugrunde liegende Abkommen ist am 1. September 1957 in Kraft
getreten.

Raab
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